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In den vergangenen Wochen gab es wich-
tige Vorentscheidungen zur Haushalts-
und Bildungspolitik. Die SPD konnte in
der Landesregierung durchsetzen, dass
mebr Lehrerstellen lür eine gute Unter-
dchtsversorgung an a11en unseren Schu-
1en benötigt werden, auch aufgrund eines
geringeren Schülerrückgangs. Finanzmi-
nister Dr Schmid hat ein Konzept für ei-
nen ausgeglichenen Haushalt bis 2016
vorgelegt.

Die uNprüngliche AnLündigung von
Ministerpräsident Krctschmann, 11600
Lehrerstellen bis zum Jah.r 2020 zu strei-
chen, hing wie ein Mühlstein um den
Hals der Landesregiemng. Weder der Mi-
nisterpräsident noch die damalige Ku1-
tusministedn konnten belegen, Iür wel-
che Vorhaben welche Aruahl von Lehrer-
stellen konkrct benötigt wird.

Die Ankündigung war aber auch noch
keine Entscheidung, sondern eine Prog-
nose. Schließlich haben auch das Parla-
ment uld wir Abgeordnelen noch in je-
dem Haushaltsjahr ein wörtchen mitzu-
rcden, Es gab viele heftige Debatten in
und zwischen den Regierungsfraktionen
um die erforderlichen Mittel für die

einen möglichen

geringeren Schülerrückgang von 1,279
auf 1,165 Millionen aus - das sind ?0 000
Schülednnen und Schüler mehr ald ur-

sprünglich erwar-
tet.
Bei den spannen-
den Haushaltsbera-
tungen schlagen
meist zwei Herzen
in meiner Bmst.
Natürlich hätte ich
gerne mehr Geld
füLr Landesstraßen,
Städteb au{örde-
r"r-rng, für das Pro-

gramm zur Entwicklung des ländllchen
Raumes, mehr Polizei vor ol't oder mghr
Mittel für Spoftstätten in unserem Wahl-
kreis. Es gilt aber auch, maßvoll mit den
Steuergeldern umzugehen und auch fur
die kommenden Generationen einen soli-
den Haushalt vorzulegen. Dies erfordert
auch die Bereitschah zu Kompromissen.

Die Gehä1ter der Landtagsabgeordne-
ten wurden zum 1. Juli um 1.26 Prozent

auf 7 290 Eurc (bei 12 Monatsgehältem)
erhöht.

Der Erhöhungsbefag ergibt sich .aus

der allgemeinen Lohnentwicklung zwi-
schen JuIi 2012 und Juli 2013, den das
Statistische Landesamt emittelt hat. In
diesen Mittelwert der Gehaltsentwick-
lung wurde auch die verzögerte Gehalts-
erhöhung für Beamte einberechnet.

Dieses in der letzten Legislatulpedode
von allen trYaktionen beschlossene Ver-
fahren hat den Vorteil, dass wir Abgeord-
nete den Erhöhungsbetrag unserer Ge-
hälter nicht selbst vorschlagen. Es kann -
wie im Jahr 2010 auch sinken (minus
l,S.Prozent). Damals hatten die Kurzar-
beiterregelungen die allgemeine Lohn-
und Gehaltsentwicklung negativ beein-
flusst.

Denkbar wäre auch, dass wir Abgeord-
neten genau die gleiche Gehaltsentwick-
lung haben wie Beamte. Für das jetzige
Verfahren spricht, dass neue Landtags-
abgeordnete wie ich ke.ine Pensionen
mehr bekommen.

Abbau von 14 600
Stellen errechnete.

Die alte Landes-
regierung hatte üb-
rigens bereits bis
zum Jabr 2018 last
11600 Stellen nicht
in der Finanzpla-

...der
SPD-Landtags-
abgeordnete

Gernot Grubernung (3 500) oder
auf .,künftig weg-
fallend" gesetzt (B 055).

Jetzt hat die neue Landesregierung
klargestellt, dass eine Streichung von
11600 Lehre$tellen bis zum Jahr 2020
zu viel ist. Es sind mbhr Lehrer§tellen für
eine gute Unterdchtsversorgung an allen
unseren Schulen erforderlich. Ich habe in
der SPD-Landtagsfuaktion diesen Kurs
unterstützt. Eine neue Prognose des Sta-
lislischen Landcsamls gehl von eincm

Haushalt, Bilduhg, Diäten
Schulen. Die 11600 Stellen fußten aul
Berechnungen des Landeffechnungsho-
fes, der aulgrund des Schülerrückgangs
bis zum .Iahr 2020
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